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Die Europäische Unıion 1mM Übergang

Am Maı 2004 vollziehen zehn weıtere Staaten den Beıtrıtt ZUur Europäischen
Uni0on. Die Zahl der Mitglieder dieses Staatenverbundes waächst damıt VO 15 auf
DA Be1 keinem der füntf bisherigen Erweiterungsschritte 1n der Geschichte der
europäischen Integration hat sıch die Zahl der Miıtgliedsstaaten yleichsam „auf
eiınen Streich‘ mehr als die Hälfte erhöht. Die Zahl der Unionsbürger, die bisher
be1 eLIWAa 3/7/ Millionen lag, wırd 11UI11 mehr als 450 Miıllionen betragen, un: die VO

den Grenzen der Europäischen Unıion umschlossene Gesamttläche wächst SA
Prozent auf knapp ber jer Millionen Quadratkılometer. Wır haben CS mMIıt eiınem
einzıgartıgen Vorgang ‚mEL  m}

Dieser Vorgang 1st nıcht 11UT einzıgartıg, sondern auch unwiederholbar. Denn mıt
dem neuerlichen Erweiterungsschrıitt werden dıe och vorhandenen, restlichen
Ressourcen tür eınen wirklich umftassenden Zusammenschlufß Europas weıitgehend
ausgeschöpftt. War bleiben mI1t der Schweiz HB mıt Norwegen 7wel traglos 7A0 HG

Kernsubstanz Europas gehörende Staaten AaUuUSs eigenem Entsche1id vorläufig auf Ab-
stand Z Europäischen Union, un für Rumänıien un:! Bulgarıen 1sSt der Beıtrıtt
och einıge Jahre verschoben. Ungewißheiten verbleiben also 1insoweıt eıgent-
iıch 1Ur 1mM Hınblick auf Kroatıen un: auf die Restgebiete des ehemalıgen Jugo-
sJawıien hıs hınunter ach Albanıen}. Sıe haben ıhre Ursache VOTI allem 1n den polı-
tischen Entwicklungen in den meılsten dieser Länder se1mt dem Zusammenbruch des
sowjetischen Herrschattssystems. Die Möglıichkeıt ihres spateren Hınzutretens
eınem endgültig großen europäıischen Zusammenschlufß scheint bısher aber ala
1n prinzipieller Weise 1n rage gestellt worden se1In.

Wer jedoch VO eıner Europäischen Unıion un! auch für S1€e mehr verlangt als
1Ur dıe Funktionen eıner och einmal vergrößerten Freihandelszone, kommt nıcht

dıie Frage ach der Denkmöglichkeıit un dem Gehalt dessen herum, W 4S

mındest ad experımentum durchaus als „europäıische Identität“ bezeichnen WG 1 -

den annn [)as oilt nıcht zuletzt, WEeEeNN Z Diskussion steht, 1in welchen Hınsıchten
auch dıie Türkeı als eın europäisches Land un:! also yleichsam als ein potentielles
Mitglied der Europäischen Union velten habe Jeder Versuch eıner Antwort auf
diese rage wiırd konkret möglıche Anknüpfungspunkte für entsprechende Identi-
tıkationsprozesse“ benennen mussen, dıe allen potentiell Beteiligten gemeınsam
sınd Damıt werden annn 1aber zwangsläufig zugleich auch Begrenzungen des
gesuchten Objekts bezeichnet se1n. hne dıe bewufste Kenntnisnahme des MO
handenseıns solcher Begrenzungen sind letztlich weder Identitikation och Iden-
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t1tät möglıch. Beide haben schon begrifflich die Ex1istenz VO anderem
TANT. Voraussetzung. Die rage, W as WIr „europäısch ICHHCH un: W 4S WIr
„europäischer Identität“ verstehen wollen, ist. also legitim un notwendig. Diskre-
ditierend ware S1Ce 1NUL, das Andere sotfort auch Z Feind erklärt würde.
Diese legıtime un: notwendige rage ach der Identität FKuropas annn aber weder
MI1t geographischen och mi1t ökonomischen och mI1t sicherheitspolitischen Ar-
ZUuMENLCN alleın ANZCMECSSCH beantwortet werden. [ )as allerdings scheıint vielfach
übersehen werden un!: ZW ar keineswegs 11UT 1n der bisher doch vielfach allzu
oberflächlich geführten Diskussion ber das Problem eines Beıtrıtts der Turke1?.

Die Erweıterung eın historisches Ere1ign1s
Die An  Jetzt anstehende Erweıterung der polıtischen Gemeininschaft europäıischer
Staaten 1St jedoch nıcht E: eın einz1ıgartıges, sondern auch eın „historisches“
Ere1ign1s. Denn für die acht orößten der zehn Mitglieder vollendet sıch 1L1U

eineinhalb Jahrzehnte ach dem Zerbrechen der sowJjetischen Vorherrschaft BC-
wıssermalsen dıe Heimkehr 1n die polıtische Gemeinschaft des treiheitlichen uro-
PDas Wer wirklıch auf das Gelingen eıner umfassenden, zugleich aber eben nıcht E
quantıtatıv definierten Eınıgung Europas hofft, WITr d diesen Sachverhalt 1n se1n Gg
samturteıl einbeziehen.

Polen, das orölßste un: bevölkerungsreichste Land den Mitgliedern,
hat eın halbes Jahrhundert lang ZUuUEerst die deutsche Besatzung un ıhre Schrecken
un:! 21 dıe Zwangsmitgliedschaft 1m Warschauer Pakt un:! damıt EeTrNEeUt die prak-
tisch unbegrenzte Bevormundung durch eiıne tiremde, diesmal außereuropäische
Macht gehabt. Für eın stark 1ın der europäıischen Freiheitstradition
verwurzeltes olk Ww1€e das polnısche konnte das 211mM ohne traumatische Folgen
bleiben. Man mu{fß AaAl nıcht erst weıter 1n se1ıne Geschichte zurückgreiten, die
Ängste VOT Fremdbestimmung verstehen.

uch 1m Bliıck auf dıe rel baltıschen Staaten vertieft eiıne Nachzeich-
NUunNng ıhrer wechselvollen, 1ın vielem auch dıtferierenden polıtischen Geschichte se1mt
dem Ersten Weltkrieg das Verständnis dafür, W as ach vielen Jahren der Unter-
drückung un: der Annexı1on durch tremde Mächte die friedliche Selbstbefreiung
4AaUS der sowJetischen Vorherrschaft, die Neubegründung eigener Staatlichkeit 1ın
den Jahren ach 198% un: Jjetzt der Beıtrıtt 7AUNE Europäischen Unıion Hür diese an
der un! ıhre Bewohner bedeutet.

Slowenien hat ZW ar als eıl des ehemalıgen Jugoslawıen dessen relatıver Son-
derrolle 1m kommunıistischen Machtbereich teilgehabt. ber dıie Wende brachte
auch für dieses Land NECUEC Freıiheıt, dıe A eiıner entschlossenen Ausrichtung ach
Westen

Dıie Tatsache, da{fß diese Länder ebenso wıe Ungarn, die TIschechische Republık
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und die Slowake! unzweıtfelhaft Z historischen Kern Europas gehören, Alt die
ede VO der „Ost-Erweıterung“ als problematisch erscheıinen. Die Jjetzıge Aus-
dehnung des Mitgliederbestandes der Europäischen Unıion 1St 2
keine „Erweıterung‘, sondern eher eın chriıtt hın eıner NCUCIL, hoffentlich be-
ständıgen europäischen Einheit. Was eigentlıch ımmer schon FA0% Kern Europas
gehört hat, 1STt mı1t einem überwiegend geographisch dımens1ıonı1erten Ost-Begritt
deshalb NUur höchst unzulänglich angesprochen.

Gerade ür die deutsche Diskussion sollte darüber hinaus ın Erinnerung bleiben,
da CS polnische Arbeiıter SCWESCH sind, dıe mı1t der Solıdarnosc-Bewegung schon
eıne Vorbedingung für den spateren Fall des „E1ısernen Vorhangs“ 1in Europa
ZESELZL haben, un da 6S die och kommunistische ungarische Regierung W al,
dıe 1mM Spatsommer 1989 mit der Öffnung ıhrer Grenzen der Freiheıt VO Millionen
europäischer Bürgerinnen und Bürger un: der Wiederherstellung der staatliıchen
FEinheit Deutschlands eınen orofßen Dienst erwıesen hat

Unter diıesen Umständen 1St die jetzıge Erweıterung der Europäischen Unıion
DOSITIV wWerIten; auch wenn dabe1 die Ergebnisse eıner detaillierteren Erörterung
der damıt verbundenen wiırtschafts-, soz1al- un: gesellschaftspolitischen Problem-
dimensionen zunächst ausgespart bleiben. Dennoch isSt. unübersehbar, da dıe Kon-
stıtution der Europäischen Unıion gegenwärtig nıcht gerade die beste IST: Mangeln-
des Gespür für dıie eben angesprochenen Zusammenhänge haben AB gerade 1n
der etzten eıt beigetragen. [ )as Auseinandertallen der Posıtionen, die die Eu-
ropaer angesichts des Irakkrıegs bezogen haben, W ar un: 1ST bereıts als solches
belastend Manche abfälligen un: hochmütig-arrogant wirkenden Bemer-
kungen, dıe 1n dieser Auseinandersetzung geftallen sind, haben zusätzlıch tiefe
Spuren hinterlassen, un!: ZEWI1SSE transatlantische 7Zwischenrufe ZeugteN auch nıcht
gerade VO ausgepragtem Fingerspitzengefühl.

Der ınsbesondere VO  = Deutschland un: Frankreich praktızıerte Umgang mMI1t den
verbindlichen Normen des europäıischen Stabilitätspakts hat das allgemeıne Ner-
er aunen 1n dıe Vertragstreue oroßer Mitgliedsstaaten kräaftig erschüttert. Der Auto-
rıtät der Europäischen Kommuıissıon 1STt dadurch geschadet worden, un: andere
Staaten haben durch ıhr Stillschweigen 1m Ergebnis aı Beihilte geleıstet. Die voöl-
llg unzureichenden Resultate der Regierungskonftferenz VO Nızza 1ayı Dezember
2000 ZEUZICN schon keineswegs davon, dafß sıch Ort das diplomatische Geschick
der tranzösıschen Präsidentschaft besonders pOSItIV ausgewirkt hätte, un: die eher
blamable Verhandlungsführung des ıtalienischen Ministerpräsiıdenten be] den eNT-

scheidenden Verhandlungen ber den europäischen Verfassungsvertrag 1m Dezem-
ber 2003 1n Brüssel mu{ traglos als eıne Mitursache für das vorläufige Scheitern die-
SCS wichtigen Vorhabens werden. uch die vielen terminologischen
Varıationen, 1n denen das 1n der Sache Ja diskussionswürdige Thema VO „Luropa
der Zzwel Geschwindigkeiten“ ach dem Scheitern der Brüsseler Konferenz wıeder
traktiert wiırd, dürften für das Gelingen eınes Anlaufs aum VO Nutzen se1n,
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weı]l S1IC gerade leicht als Drohung verstanden werden können Und die Be-
reitschaft der oroßen Staaten, Führungsverantwortung übernehmen, darf auch
nıcht mıißdeutbar Szene DESETIZL werden, WI1IC das EerNnNelNt Mıtte Februar 2004 M vra
schah“* So kommt I11Aall am die Feststellung erum da{ß sıch dıe Europäische
Unıon dem Ereign1s iıhrer Erweıterung, die neben Chancen zweıtelloslos
auch beträchtliche Belastungen MIL sıch bringen wırd keineswegs Zustand
krafttvoller Stärke niähert [ )as Gegenteıl 1ST der Fall Und CS 1ST 1Ur schwer vorstell-
bar, da{fß sıch das yleichsam etzter Mınute och entscheidend Üandert>

Quantıitative Erweıterung und qualitative Vertietung
Versucht INanl, den Kern der gegENWarLIgEN konstitutionellen Schwäche der Hig
ropaıschen Unıi1on stOfst I1L1all auf oft beachte-
tfen Sachverhalt In den einzelnen Phasen der Geschichte der europäischen FEınıgung
scheint jJeweıls entweder C1I11EC qzmntztatwe Erweıterung des Kreises der Mıtglieds-
MBAgtel oder aber GCHIG qualitative Vertiefung ihrer Integration als nächste Aufgabe
angesehen worden SCIN Dabe1 1ST aber offenbar das wechselseitige Bedingungs-
verhältnıs zwıschen diesen beiden oroßen Zielsetzungen bewufßt SCWESCH In
der Rückschau ZEWINNL INa den Eindruck da{ß jeweıils eher C116 Uptimierung des
nächsten Erweıterungs oder Vertiefungsschritts un: WCNISCI Maxımijerung
angestrebt worden 1ST So annn INan INSsgEsSAML dieser natuürlich ersche1-
nenden aber eben auch wıeder klug gyestEUErLEN Wellenbewegung der 1T10-
TIiEaLeN der entscheidenden Gründe für die bısherigen oroßen Erfolge sehen

Für die letzte zurückliegende Zeıtspanne hat die bıs dahın tradıtıonelle Frage
„Vertiefung oder Erweıterung 1aber aurn och AAl realıstische Alternative d115C-
boten Späatestens SEIT sıch die Vertrag VO  ' Maastrıicht 991 schon beschlossene
Begründung Europäischen Unıi0on un dıie Verhandlungen MI1 den ıhr
beitretenden Ländern zeıtlich parallel vollziehen begannen, mu{fßten Erweıte-
LUNS UuUN Vertiefung nıcht mehr LL1UT als gleichermaßen, sondern auch als gleich-
ZC1IUS notwendig gelten Yst das kommende Jahrzehnt wırd 1aber ohl endgültig
CI WCISCH, ob sıch die Europäische Unıion un: die Europäaer dieser doppelten Her-
ausforderung vewachsen ZCISCH.

Zum gC enwart1gen Zeitpunkt jedenfalls ı1ST das Zie] der Union, zeitgleich MmMIt der
Erweıterung auch ı Hınblick auf dıe Vertiefung ıhrer Integration MI1

durchgreitenden Strukturreform ihres instıtutionellen Gefüges Schritt NV.O1:-=

kommen, och nıcht erreicht Di1e Erweıterung zehn GCurbPß Mıtglieder
wırd ELZL rechtsgültig vollzogen ber der Versuch MI1 Hıltfe vertraglich be-
schlossenen Verfassung auch CI ausreichend stabıle instıtutionelle and-
lungsgrundlage für dıe 1U och oröfßere Gemeinschaft schaffen, 1ST nıcht
eben rühmlichen Umständen bisher gescheitert Da die Brüsseler Regierungskon-
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terenz VO Dezember 2003 keıine Eınigung ber den Entwurf des Vertassungsver-
Lrages erreicht hat, stellt ohne Frage für den Eıinstieg der Europäischen Union ın die
( ül Phase ıhrer Exıstenz eıne schwere Belastung dar.

1ne Verfassung für Europa

Nun hat G 1ın der Geschichte der europäischen Integration während des etzten hal-
ben Jahrhunderts schon mehrtfach sıgnıfıkante Einschnitte gegeben, dıe zunächst
Stagnatıon oder Sal Rückschritte 7AOHE Folge hatten. Keineswegs 1St ıIn ıhr ımmer 11UT

eıne geradewegs aufwärts gerichtete Lıinıe erfolgreichen politischen Handelns
kennbar, un: alsche Eınschätzungen der unterschiedlichen Interessenlagen un
Sensibilitäten haben oft eıne negatıve Rolle gespielt. Dennoch bezweıtelt nıemand
ernsthaft, da{ß CS sıch dabe1 insgesamt U1l eıne Erfolgsgeschichte handelt.

uch das Scheıitern der Brüsseler Regierungskonferenz sollte also och nıcht
endgültig als Katastrophe werden, 7zıuımal dıie Diskussion eıne Vertas-
SUuNs für Europa natürlich ıhre Geschichte hat Der These, da{ß mı1t der Abfolge der
oroßen Übereinkünfte, VO der Gründung der Montanunıion ber die Römischen
Verträge bıs hın ZUIN Vertrag VO Amsterdam, Ja doch bereıits eıne hinreichende VeEeTI-

tassungsmäifßsıge Grundlage gelegt sel, sind mehrtach Entwürfte für eıne formelle
europäıische Vertassung gegenübergestellt worden. Praktische Bedeutung haben
diese treilich 1n der Vergangenheıit allesamt nıcht gewınnen können.

Andererseıts hatte schon der 1991 beschlossene un: November 1993 ın
Kraft gELFELCENE Vertrag VO Maastrıcht mMI1t dem Jahr 1996 selbst einen Zeitpunkt
benannt, dem eine Fortschreibung selınes Inhalts notwend1g werden würde. [Dem
wollte der Vertrag VO Amsterdam 997 auch niäherkommen. Die annn für das
Ende des Jahres 2000 projektierte Regierungskonferenz VO Nızza hat treilich den
1in der Europäischen Union inzwischen entstandenen Reformstau nıcht abgebaut,
sondern mMI1t 1n etzter Mınute gefalßsten un ungenügend durchdachten Beschlüssen
1Ur Cu«Cc Probleme geschaften. SO kam s tolgerichtig 2001 ZUur gemeınsamen FEın-
berufung eınes „Konvents für dıe Zukunft Europas”, der möglıchst freı VO nat1ıo0-
nalen Ego1ismen un!: Empfindlichkeiten ach Lösungen für die strıttıgen inst1ıtut10-
nellen Fragen suchen un: eıne Verfassung für die Europäische Union entwerten
sollte. Dieser Konvent hat den ıhm gegebenen Auftrag 1m knappen Zeitraum VOIl

eineinhalb Jahren erstaunlich zuL erftüllt un: 1m Herbst 2003 dem Europäischen Rat
1n Thessalonık:ı seınen Entwurt tür eiıne durch Vertrag zwiıischen den Regierungen
1n Kraft setzende Verfassung der Europäische Unıion vorgelegt.

Natürlich enthält e1in solches Werk viele Kompromıisse. Da{ß hakal 1m nachhineıin
manches einıgen weıt un! anderes anderen nıcht weıt gehen würde, annn
nıcht verwundern. Insgesamt aber herrschte doch eıne deutlich posıtıve Bewertung
des Ergebnisses NVAI: un: das Staunen darüber, da{fß dieser Konvent, un: ZW alr
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Mıtwirkung auch VO Vertretern AaUsS den Beıitrıttsländern, einem
solchen Konsens ber eınen komplizierten Gegenstand gekommen W Aar. Seıin
Entwurt 1St 1n Thessalonıiki auch ohne erkennbare Einwände entgegengenommen
worden. Kurz VOT Jahreswechsel 1aber scheiterte ann die Brüsseler Regierungs-
kontfteren7z kläglıch be] ıhrem Versuch, sıch endgültig ber den Inhalt dieser Vertas-
SUNs ein1ıgen.

Europa hat dadurch eınen schweren Rückschlag erlitten, vermutlich den schwer-
SteN, den der Proze{($ se1ınes triedlichen Zusammenschlusses se1lIt Begınn erfahren
hat Dabej schıienen für den, der 1L1UT ber die allgemeın zuganglichen Informati-
onsquellen verfügte, dıe Vorzeichen für eın Gelingen des Abschlusses ungünstıg
nıcht stehen. ANV.AT: stand 1n einıgen wichtigen Fragen die endgültige Eınıgung

den Regierungen och ımmer au  N ber bıs zuletzt hatte doch eigentlich
nıemand dıie Hoffnung aufgeben wollen, da{fß der vielbeschworene „europäısche
Geıist“, ur7z VOT dem oroßen Beıitrittstermin un: den bald danach tolgenden
Wahlen ZU Europäischen Parlament, Ende doch och be1 allen Beteiligten
hıiınreichenden Verständigungswillen, einsichtiges Einlenken un weıtgehenden
Verzicht auf nationalistische FEgo1ismen bewirken könnte. Offenbar sınd die Ver-
siumnısse 1mM Vorteld des Brüsseler Gıpfels 1aber schwerwiegend SCWESCNH, als dafß
alle klimatischen Irrıtatiıonen och rechtzeıtig hätten überwunden werden können.

Das Problem der Mehrheitsentscheidungen
ber diese Irrıtatıonen haben sıch ann mı1t ego1istischem Vorteıilsstreben, versteh-
baren Eınwänden, entschlossener Besitzstandswahrung un: einer defizıtären Ver-
tahrenssteuerung eiınem unheilvollen Gemenge vermischt, da{fß Ende eın
Abbruch der Verhandlungen als „ultıma ratıo0“ angezeıgt erschien. Dabe] 1ST insbe-
sondere die Frage, ach welchen Regeln die Regjierungen der Miıtgliedsstaaten 1m
Mınısterrat zukünftıg ıhre Entscheidungen treffen sollen, ohne tragfähige Antwort
geblieben. Da{i‘ be] 25 Mitgliedsstaaten für möglichst viele Politikbereiche eın VCI -

nünftig handhabbares Verfahren der Mehrheitsentscheidung notwendiıg würde,
mu{fste allen Beteiligten schon selt längerem klar Se1IN.

Das Modell dafür, das 1mM Dezember 2401010 ın Nızza beschlossen wurde, recht-
tertigt durchaus kritische Nachfragen. Natürlich können sıch die Unterschiede 1n
den Bevölkerungsgrößen nıcht direkt proportional 1ın der Stiımmengewichtung für
die einzelnen Mitgliedsstaaten wıderspiegeln. Einer Stimme für Malta müfßlÖten annn
ewa 2235 Stimmen für Deutschland entsprechen. Dennoch Aßt die Stimmenge-
wichtung ach Nızza wen12g nachvollziehbare Maifsstabsgerechtigkeit erkennen.
Vor allem aut Drängen Frankreichs 1St OÖTf den 1er orößten Staaten Deutschland,
Frankreıich, Grofßfbritannien un: Italien Jeweıls dıe gleiche Zahl VO  ea Stimmen
zugestanden worden. Polen un!: Spanıen Wurden JE Stimmen zugesprochen, ob-
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ohl die Bevölkerung beider Länder ZUSAINMMECNSCHOMNMNLE och der Eın-
wohnerzahl des orößten Mitgliedsstaates liegt. Der damals ın etzter Mınute be-
schlossene Kriterienkatalog erleichtert darüber hınaus Blockaden auch durch eine
relatıv kleine Zahl VO Staaten un:! 1St 1mM übrigen komplizıiert, da die rage, ob
11U  = jeweıls eın Beschlufß gültıg zustandegekommen sel, oft hne Computerhilte
aln och beantwortbar se1ın dürfte®. Dieses „Nızza-Modell‘ annn aum als das
Ergebnis einer besonders sachgerechten un:! taıren Ausgleich bemühten Ver-
handlung Partnern angesehen werden, die un des gemeınsamen Zieles wiıllen

vertretbaren un!: vernünftigen Kompromıissen bereıt sınd
Es Wr also 1L1UT tolgerichtig, da{fi der Konvent für dıe Zukunft EKuropas sıch 1N-

teNS1IV eıne bessere Lösung des Problems bemuüht hat [)as VO  e} ıhm konsensual
verabschiedete Modell der doppelten Mehrheıit erfordert be] eıner Abstimmung des
Mınıisterrats eıne Mehrheit der Mıtgliedsstaaten un WB eıne Bevölkerungsmehr-
eıt dieser Staaten VO mındestens 60 Prozent der Einwohner der Europäischen
Unıion ınsgesamt®. Dieses Modell vermeıdet dıe angesprochenen Disproportiona-
ıtäten des Nızza-Konzepts un: tragt zugleich den demographischen Gegeben-
heiten ANSCHMCSSCHNCK Rechnung eın Aspekt, der Ja gerade der Bemühungen

eıne verbesserte demokratische Legıtımation der Unıion VO orofßer Bedeutung
1St Es erleichtert das Zustandekommen posıtıver Beschlüsse, ohne jedoch den NOL-

wendıgen Schutz VO Minderheiten NAG)E: ungerechtfertigter Übermächtigung VCI-

nachlässigen, un: CS erschwert leichtfertige Blockaden, dıe die Handlungsfähigkeit
der Unıion lihmen könnten. Es 1St schließlich deutlich eintacher handhaben un
ware auch den Bürgerinnen un: Bürgern leichter vermuitteln.

Das Modell der doppelten Mehrheit 1ST 1ın Brüssel insbesondere Wıderstand
VO Polen un Spanıen gescheitert, die auf die ıhnen iın Nızza zugesagtien besonders
vorteıilhaften Posıtionen keinen Umständen verzichten wollten. Das 1St als
Faktum testzuhalten. IDIEG ersten Reaktionen aus dem Kreıs der Beteiligten reichten
VO markıgen Hınweisen darauf, CS „denen gezeıgt haben“, bıs hın ebenso-
wen1g nützlichen Versuchen, mıi1t einseıtigen Fıngerzeigen VO eigener Mıtverur-
sachung 1abzulenken. Bald aber ertz:en sıch doch sachlichere Beurteilungen dureh,
dıe den Abbruch der Konterenz durchaus als Fehlschlag un: Rückschriutt werteten,
ohne deshalb Katastrophenszenar10s zeichnen. Zu Recht wurde daran eriınnert,
da{fß 1€es Ja nıcht die Krise 1n der Geschichte der europäıischen Integration se1
un dafß INan hoffen dürte, auch diese schliefßlich meılstern.

Europäische Integration auf dem Prüfstand

Za Begınn der ırıschen Ratspräsıdentschaft (Antfang 2004 tiel CS dem ırıschen
Mınıisterpräsiıdenten Bertie Ahern Z die Inıtiatıve einem Anlauf C1 -

oreiten. Allem Anschein ach sınd die Bemühungen Aherns auch nıcht ohne
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Teilerfolge geblieben. Oftenbar o1bt 6S AaUS Polen W1€ AUS Spanıen Signale dafür, da{ß
auch ort wieder intensiıver ber ein ANSCMECSSCHCS Verhältnis 7zwischen der
Beachtung VO europäischen Solidarerfordernissen un: der Vertechtung natıonaler
Interessen nachgedacht wırd Die Hoffnung auf eıne Eınıgung ber den Vertas-
sungsentwurf des Konvents jedenfalls 1n seiner Substanz wiırd sıch 1aber ohl
am kurzfrıistig ertüllen. In den Niederlanden und 1n Luxemburg dürfte 111all sıch
intens1ıv auf dıe Wahrnehmung vermehrter Verantwortung 1ın dieser Sache vorbere1-
teT} Diesen beiden Ländern fÄllt als nächsten bıs 72008 Mıtte des Jahres 20065 die Prä-
sidentschaft 1mM Europäischen Rat

Vom Maı 27004 wiırd der Zustand der Unıion also ZU eınen durch die voll-
ZOSCILE Erweıterung, 708 anderen 1aber für eıne ungewI1sse Zeıtspanne durch eıne
Beeinträchtigung ıhrer Handlungsfähigkeit gekennzeichnet se1n. Den schwıierigen
Verhandlungen der nächsten e1ıt könnte der motivierende Schwung fehlen, der die
Akteure ach eiınem züg1g erreichten Konsens 1n der Verfassungsfrage vielleicht
auch weıteren mutıgen Schritten vorwärtsgetragen hätte. Di1e die Integration der

Mitglieder tördernden Methoden des Gemeinschaftshandelns könnten, 1ST
ohl befürchten, durch intergouvernementale Vertahrensweisen eher wiıeder
zurückgedrängt werden. Das negatıve Ergebnis der Regierungskonterenz VO

Brüssel hat die Posıtionen des Europaparlaments un: der Kommuissıon nıcht C
stärkt. Gerade S1€e 1aber sollen den Nutzen des Ganzen gegenüber den nationalen In

1Ns Spiel bringen.
Die sachlich-materiellen Anforderungen, dıie sıch 1n der Europäischen Union

stellen, lassen sıch zunächst aum verläfßlich abschätzen. In vew1sser Weıse verdie-
181481 die Erfahrungen ıer Beachtung, dıe 1n Deutschland ach der Wiederherstellung
der staatlıchen Einheit mMIt allen Schwierigkeiten der TIranstormatıon un der
7z1alökonomischen Integration gemacht wurden. Probleme dieser Art werden sıch
b  jetzt vervielfältigt stellen. /Zum eiınen hat sıch Ja schon die bisherige Unıion keines-
WC9> ımmer als geeinte handlungsfähıige Größe erwlıesen. Zum anderen haben zehn
LGUE Mitglieder nıcht T: ıhre JE eıgene un: unterschiedliche Geschichte: S1Ee sınd of-
tensıichtlich auch unterschiedlich auf ıhre CC Rolle vorbereıtet.

Dafß der Beıtrıtt jedem VO ıhnen eın Verständnıis der eıgenen natıonalen
Souveränıtät abfordern wırd, 1st schon angeklungen. Der damıt verbundene Ver-
zıcht 1St bısher 1m Bewulfitsein der betroffenen Bevölkerungen wenıger prasent als
die oft schier unbegrenzte Hoffnung auf schnell wachsenden Wohlstand un!: wIrt-
schaftliche un soz1ale Sıcherheit. Die bevorstehenden Verhandlungen ber dıe
Unionshaushalte der kommenden Jahre un: dıe Verteilung der verfügbaren Miıttel
werden Z Nagelprobe daftür werden, welche Wırkungen die unvermeıdlich FOI-
gende Ernüchterung 1n den einzelnen Ländern un: 1n der Unıion insgesamt haben
wırd Wenn INan das bisherige Unvermogen der Unıion bedenkt, wenı1gstens ıhre
Agrarpolitik einigermaßen vernünttig Hu Justieren, ann I11all sıch ber die be-
vorstehenden Schwierigkeıiten keıne Illusignen machen.
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Es geht aber nıcht AT 1111 ökonomische un so7z71ale Probleme, die mutıge BEAt-
scheidungen un: 1mM Gemeinschaftszusammenhang CHOÖFIIE finanzielle Aufwen-
dungen ertordern. Es geht auch die Probleme, die sıch AaUS der TIranstormation
des Gemeinschaftsrec ts un: seiner Einfügung 1n die natıonalen Rechtssysteme der

Mitgliedsländer ergeben. Den wenıgsten iSt bewulßßst, 1n W1e€e hohem Ma{fß das
Europarecht täglıches Leben bereıts konkret mıtbestimmt. Fur jedermann
sıchtbar sınd schließlich die Schwierigkeıiten, die sıch AaUuUsSs der Herausbildung eıner
gemeınsamen Aufßen- un: Sıcherheıitspolitik ergeben. An der Herausforderung des
Irakkrıeges sınd die Europaer 1n 7Wel ager zertallen, un CS erd schwier1g se1n,
die Irrıtatiıonen aufzuarbeıten, die A4US dieser Mısere für die Europäische Unıion als
solche un: für ıhr Verhältnis FÜ den USA entstanden sınd

Der Mißerfolg VO Brüssel hat eıne Asymmetrıe entstehen lassen. Der quantı-
tatıve Schritt 1ın eiıne ICUE Dimension bleibt vorläufig hne die Unterstützung, die
der qualitative Sprung in eıne C6 Verftaßtheit der Union bereıitstellen sollte. Die
ÜnIon der 25(( trıtt iıhren Weg ungünstıgen Bedingungen Die föderalen
FElemente 1mM Gesamtkonstrukt der Europäischen Union, ohne die S$1e schwerlich
mehr se1n annn als eıne r1es1ge Freihandelszone, dürten 1aber nıcht das unab-
dıngbare iınımum zurücksinken. Die immer SCIN verkündete un bisher letztlich
auch immer akzeptierte 'These VO  - der Unumkehrbarkeit des Weges ZAUET Uro-
paıschen Unıion ware annn plötzlich Anfrage aUSZESELZL, un: letztlich
erschiene eın Scheitern dieses grofßen Vorhabens un: damıt eıne politische
Katastrophe erstier Ordnung nıcht mehr ganzlıch ausgeschlossen.

Vor talschen Erwartungen 1St also warnen?. ber auch Resignatıon brächte
keinerle1 Nutzen. Wenn sıch Jetzt be] allen Akteuren die Klugheit nüchterner Ana-
lyse m1t dem Streben ach eıner gerechten Verteilung der Lasten un!: die Mäisıgung
be] der Formulierung der eıgenen Ansprüche mMI1t der Tapterkeit verbinden würde,
dıe allen Wıderständen ZAR TIrotz hohen Ziel un: seiner Verwirklichung fest-
hält, würden auch dıe oroßen Vorteile wıeder ı8l den Blick kommen, die VO der
Erweıterung durchaus werden können. Dıie Europäische Unıion anı 1NS-
ZEeEsaML 1n der Folge der Erweıterung 1n vielen Hınsıchten gewınnen un bereichert
werden !9. Dabe] 1ST die soz1alökonomische Dımension keineswegs die EINZIYE, 1ın
der sıch Vorteile einstellen werden. Gewicht un: FEinflu{(ß der Unıion werden be]
eıner gemeınsamen Aufßßenpolitik 1m Weltzusammenhang deutlich wachsen, un:

dem Sıcherheitsaspekt 1St der Zugewinn sofort oreifbar. uch 1ın manchen
deren Politikfeldern W1€e ZBeispiel dem Umweltschutz, der Vergemeinschaftung
der Forschung un: der gemeınsamen Verbrechensbekämpfung ergeben sıch HE

Möglıichkeiten. Im übrigen ze1gt dıe Vergangenheıit, da{fi E durchaus möglıch Ist) 1n
einzelnen Bereichen wegweısende Fortschritte erzıelen, auch W C111 der Kreıs der
Beteiligten nıcht sotort alle Mitglieder der Gemeinschaft einschlief(ßt. Uie Eın-
tührung des Uuro 1St dafür das beste Beıispiel. Voraussetzung 1st NUT, da{fß der spatere
Beıtrıtt gleichen Bedingungen allen offensteht.
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Die Vısıon des Anfangs als Orıientierung für die Zukunft

Die erfolgreiche Realisierung der Integration wırd freılich gerade 1n der kriıtischen
Phase, 1n der sıch die Europäische Unıi1on gegenwartıg befindet, xroße polıtisch-di-
plomatische Anstrengungen ertordern. Um mehr mu( der nächste Anlauf ZUT

Verabschiedung der zukünftigen Verfassung FEuropas bald und mMI1t der kritischen
Überprüfung der Je eigenen, bısher VELTLLTLELCHNEN Posıtion beginnen, AaNSTatt VO

dıe alten Fehler der anderen ımmer wieder möglichst nachhaltıg 1n das
öffentliche Bewußfßtsein bringen. Damıt kommt erneut die Dimension der Mora-
lıtät 1NSs Spiel, enn ber das ertorderliche politisch-diplomatische Geschick hınaus
1St ebenso eıne orofße sıttliche Anstrengung notwendig.

Natürlich erfordert das polıtische Projekt Europa eın nüchtern-pragmatisches
Grundverhalten, das sıch VO der ratiıonalen Abwägung der Möglichkeiten leiten
AlSt un: nıcht 1LUFr den Ausgleich, sondern auch die Wahrnehmung VO Interessen
für legıtım halt ber die Wıirklichkeit zeıgt auch, da jeder Pragmatısmus letztlich
1Ns Leere laufen droht, nıcht mi1t einer verbindenden Zielvorstellung
unterfüttert ist; dıe ıhm Orıentierung z1bt un eınen hohen Eınsatz rechttertigt. Wır
sollten nıcht zogern, VO einer solchen Zielvorstellung als V © eıner Vısıon SpIC-
chen S1e muf{fß die Anziehungskraft haben, die ausreicht, den unvermeıdlichen Prag-
matısmus oleichsam permanent durchbrechen. iıne solche Vısıon hat 1aber nıcht
L1UT eınen iıdeell-sachlichen Inhalt. Ö1e braucht auch eın personales Fundament.

So drängen sıch Zu Abschlufß re1 Fragen auf Haben die heute ftührenden
Akteure och eıne Zielvorstellung tür Europa,; die wirklich Orıientierung geben
VEIINAS un einladend zugleich 1StT, weıl S1e sıch als die konsequente Fortschreibung
jemer oroßen Vısıon erweıst, dıie Anfang der europäıischen Integration gestanden
hat? Zum zweıten: Wer Von diesen heutigen Akteuren vermuittelt den Eındruck, 1n
seıinen Entscheidungen nıcht 1Ur VO zielführender Ratıionalıät, sondern auch VO

b  jenem ylaubensgeleiteten Grundvertrauen epragt se1n, ohne das die oroßen Fal-
ropaer des Anfangs aum die Kraft gehabt hätten, erfolgreich dıe ErsSten Schritte
tun 1!? Und schliefßlich, auch WEeNnNn dıe Kraft oroßer sıttlicher Anstrengung
natürlich keineswegs zwıingend eine relıg1öse Bindung der Sal den christlichen
GlaubenFA Haben enn dıe Christen in Europa un ıhre Kirchen och
die Kraft, beispielhaft und überzeugend auf Jene Moralıtät hinzuwirken und für s1e
einzutreten, ohne die Europa se1lt dem Begınn seiner Integrationsgeschichte nıemals
das geworden ware, W a S heute immerhın ist 12?

Es nıcht VO geistiger Souveränıtät, das christliche Erbe Europas leug-
C: Jle Werte, d1€ eıne europäische Identität bestimmen könnten, haben mın-
destens eıne iıhrer Wurzeln 1MmM christlichen Glauben. ber dieses Erbe 1st auch eın
Vermächtnis. Und die Chrıisten in Europa haben jetzt dıe Wahl, dieses Vermächtnıis

verspielen oder ıhm gerecht werden.
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ANM  GEN

Im Fall VO Zypern 1St 1Ur och ungewi(ß, ob die Einigungsverhandlungen zwiıischen beiden Teıilen des Landes ZU

Erfolg und damıt S gemeınsamen Beıitritt führen werden. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt dieser Beıtrag wurde
Marz 2004 abgeschlossen scheint N daftür hoffnungsvolle Ansaätze geben.

Zur empirischen Dımension dieser Problematik neuerdings Westle, Europäische Identitikation 1mM Spannungsfeld
regıonaler natıonaler Identitäten. Theoretische Überlegungen praktische Befunde, in: Politische Vierteljahres-
chrıtt 44 2003) 453487

Dıie permanenten Versuche VO: Mitgliedern der Bundesregierung, das Ergebnis der VO: der Kopenhagener Regıe-
rungskonferenz versprochenen Verhandlungen gleichsam als schon teststehend vorwegzunehmen‚ ignorıeren welt-
gehend dıe zentrale Problematıik. Es gibt keinen guten Grund, die Alternative einer besonderen orm privilıgierter
Partnerschaft 7zwischen der Europäischen Unıion und der Türkeı VO vornhereın auszuschließen. Der In diesem
Zusammenhang In Ankara erhobene Populismus-Vorwurf des Bundeskanzlers die Vorsitzende der GDDU fällt
unverkürzt auf ıhn selbst zurück.

Dıie Rede VO „Dreier-Gipfel“ zwıischen Jacques Chırac, Tony Blair und Gerhard Schröder 4.2.2004 ın Berlın
WTr ;ohl nıcht 1Ur eine Kreatıon der Medien.
Ob dıe für Marz und Aprıil angekündigten Zusammenkünftte der Regierungskonferenz und des Mınıiısterrats der auch

die Wahlen 1n Spanıen schon konkrete Folgerungen entlastender Art zeitigen werden, wırd gegenwärtig allgemeın eher
bezweıtelt.

In dreitacher Hınsıcht bedart N für eınen Beschlufß einer Mehrkheıt: Dıie Mehrheıt der Staaten mu{ß ıhm zustiımmen:
die ıhnen zustehenden Stimmen mussen UuSamme: eın Quorum VO: 7263 Prozent aller Stimmen erreichen, und chliefß-
ıch mussen dıese Staaten mındestens 672 Prozent der Gesamtbevölkerung der Europäischen Unıion repräsentieren,
bald auch L1UT eın Mitgliedsstaat auf der Erfüllung auch diıeses drıtten Krıteriıums besteht. Es 1St aum sehen, w1e das
Funktionieren dieses Modells den Bürgerinnen un Bürgern Europas verständlich gemacht werden könnte.

Ungeachtet dessen wırd dieses Modell jetzt vorläufig unbefristet ZUr Anwendung kommen.
Zu Einzelheiten der Problematıik und den neuerdings diskutierten Kompromifßsmöglichkeiten vgl Busse, Dıie

Macht der Prozente, In FAZ. 2.2.2004, 12
Dies geschieht mıt vielen 1Ns einzelne gehenden Argumenten beı Rothacher, Dıe ZD IN Aus Polıitik Zeıtge-

schichte, 5—6/2004, 25 {{
10 Vegl. eb 34

Vgl azu Leder, Eıne Verfassung für Europa?, 1n dieser FA FA 26—38
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